„Worst trade organisation“ – 10 Jahre WTO ohne sozialen Gewinn?
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Die WTO sei keine Entwicklungsorganisation. Sie diene mit ihren Regeln lediglich der Förderung des Handels, der wiederum allen Ländern und den Menschen zugute komme. Je wettbewerbsfähiger die Wirtschaftssektoren einer Volkswirtschaft seien, desto größer der Wachstums-Gewinn, so der ökonomische Mainstream. Nach 10 Jahren WTO ist und bleibt jedoch aus entwicklungspolitischer Perspektive die zentrale Frage, ob diese Organisation mit ihrer neo-liberalen Ausrichtung einen Beitrag zur sozialen und naturverträglichen wirtschaftlichen Entwicklung leistet und insbesondere den Armen und Hungernden dient. Denn als Handelsorganisation bestimmt die WTO wesentlich die Eckpunkte für Entwicklung im Süden. 

Kein Schutz für Schutzbedürftige

Schutzbedürftig sind jene, die arm und hungrig sind und über wenig bis gar keine Ressourcen zur Einkommenssicherung verfügen. Die WTO darf den bestehenden bzw. zukünftigen Schutz der Be​schäftigungsmöglichkeiten dieser Menschen sowie ihren Zugang zu lebenswichtigen Grunddienst​leistungen nicht behindern. Doch genau das ist der Fall. Denn anstatt z.B. den umfassenden Zollschutz für von Kleinbauern produzierte Grundnahrungsmittel aufrechtzuerhalten, erzwingt sie dessen zunehmenden Abbau. Der Schutz ist eine unabdingbare, aber nicht hinreichende Bedingung zur wirksamen Armuts- und Hungerbekämpfung. Die Entwicklung der ländlichen Räume erfordert u.a. ebenso die gezielte Unterstützung von Kleinbauern, den Zugang zu Ressourcen (Land, Saatgut, Wasser) und sozialen Dienstleistungen sowie die Verbesserung der Infrastruktur und der Vermarktung. 

Beseitigung von Präferenzen mit System

Im Welthandelsbericht 2004 warnt die WTO vor nicht-reziproken Handelspräferenzen. Ihre Erosion sei nur eine Frage der Zeit. Denn Präferenzabkommen seien nicht konform mit dem Prinzip der Gleichbehandlung der Handelspartner (Meistbegünstigung), würden wenig zusätzlichen Marktzugang bringen und der langfristigen Entwicklung der Länder nicht dienlich sein. Dabei sind Präferenzen häufig die einzige Möglichkeit insbesondere für ärmere, gering oder gar wettbewerbsfähige Länder, Marktzugang zu erlangen, ausländische Direktinvestitionen anzuziehen und Produktionskapazitäten aufzubauen. Die teilweise problematische Ausgestaltung der Präferenzen und der Kriterien für die politische Auswahl der Länder sollte als Anlaß für ihre Verbesserung genommen werden und nicht für ihre Beseitigung, wie von der WTO gefordert. Zudem hatte ein Panel im April 2004 grundsätzlich die selektive Vergabe von Zollvergünstigungen an Entwicklungsländer akzeptiert unter der Bedingung, dass keine Diskriminierung zwischen Ländern mit gleichen Bedürfnissen erfolgt. 

Hohe Erträge der Unternehmen ohne sozialen Gewinn

Leonardo Boff kritisierte kürzlich in der FR, dass die hohen Erträge der Unternehmen in Brasilien keinen sozialen Gewinn bringen. Ein Phänomen, dass nicht nur in Brasilien zu beobachten ist und Länder in Nord und Süd zunehmend betrifft. Verbesserter Marktzugang heißt für Unternehmen, die international Handel betreiben, größere Absatzchancen und höhere Gewinne. Nicht umsonst haben US-Finanzunternehmen wie American Express oder Citicorp Druck ausgeübt, damit das Dienstleistungsabkommen in der WTO verankert wird. Nicht umsonst setzt sich der BDI bei der Bundesregierung dafür ein, dass die Industriegüter- und Dienstleistungsmärkte insbesondere in Schwellenländern liberalisiert werden. Höhere Unternehmensgewinne sind das Ziel. Dass diese Gewinne nicht umverteilt werden, argumentieren Liberalisierungsbefürworter, sei nicht Sache der WTO, sondern der nationalen Regierungen. Aber der durch die Liberalisierung forcierte Wettbewerb um die günstigsten Standortbedingungen führt genau dazu, dass der Druck immer stärker wird, die Steuer-, Investitions-, Sozial-, Arbeitnehmer- und Umweltpolitik „unternehmensfreundlich“ sprich „kostenfreundlich“ zu gestalten. Ungleichheiten nehmen zu d.h. die Reichen werden reicher und die Armen werden ärmer. In Ländern ohne funktionierendes Steuersystem machen darüber hinaus die Zolleinnahmen einen wesentlichen Teil des Staatshaushaltes aus. 

Entwicklung in der Sackgasse?

Entwicklungsländern stehen i.d.R. zwei Entwicklungswege offen: die landwirtschaftliche und die industrielle Entwicklung. In beiden Bereichen forciert die WTO aber den (weitgehenden) Zollabbau, mit schwerwiegenden Folgen. Während bei den Lebensmitteln Kleinbauern aufgrund der Billigkonkurrenz die Absatzmärkte und ihre Einnahmen wegbrechen, wird im Industriegüterbereich die bestehende De-Industrialisierungskrise weiter verschärft. Deswegen hatten sich die afrikanischen Länder in der Kigali-Erklärung Ende Mai 2004 ausdrücklich gegen einen radikalen Zollabbau ausgesprochen. Doch den Industrieländern sind wirksame Ausnahmeregelungen für Entwicklungs​länder, die den „Global Playern“ womöglich auch noch den Markt verschließen, nur im Weg. „Entwicklung“ wird so unweigerlich in der Sackgasse landen. 

Entwicklung braucht Entwicklungschancen, sprich den Schutz von gar nicht bis gering wettbewerbsfähigen Wirtschaftsbereichen und von Beschäftigungsmöglichkeiten v.a. der Armen und Hungernden. Einen erleichterten Marktzugang insbesondere für weiterverarbeitete Produkte und Unterstützung finanzieller und technologischer Art. Hingegen sollten Abkommen, die Entwicklungs​anliegen nicht wirksam verankern, für Entwicklungsländer von der Umsetzungsverpflichtung ausgenommen werden. Dies würde zudem die Verhandlungsdynamik in der WTO wesentlich zugunsten der Entwicklungsländer ändern. Eine Abkehr von einer Politik, die Schutz und Fördermöglichkeiten nicht ausreichend zuläßt, wäre der erste Schritt in Richtung eines wahrhaftig gerechten Welthandelssystem. Damit Entwicklung eine Chance hat!
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